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«Die Haltung der FBP ist völlig unklar»
Gegen das Bauprojekt Gemein-
desaal mit Gasthaus auf dem
Areal Saroja in Planken wurde
das Referendum ergriffen –
gestern Morgen wurden 110
Unterschriften abgegeben. Vor-
steher Rainer Beck wundert
sich, dass die FBP gegen ihren
eigenen Beschluss Unterschrif-
ten sammelt.

Interview: Desirée Vogt

Planken. – Nach rund fünf Jahren Vor-
bereitungszeit hat der Plankner Ge-
meinderat an seiner Sitzung vom 13.
März das Gasthausprojekt mit Kosten
von 1,55 Mio. Franken genehmigt und
gemäss der Plankner Gemeindeord-
nung zum Referendum ausgeschrie-
ben. Innert offener Frist hat eine Refe-
rendumsgruppe unter der Leitung von
Altvorsteher Gaston Jehle, Daniel
Schierscher (ehemaliger FBP-Ge-
meinderat) und Thomas Kirschbaumer
(ehemaliger VU-Gemeinderat) das Re-
ferendum angemeldet. Gestern Mor-
gen wurden nun bei der Gemeindever-
waltung Planken 110 Unterschriften
abgegeben, wie Gaston Jehle infor-
mierte. «Diese Personen möchten,
dass es eine Urnenabstimmung über
das Projekt gibt.» Geklärt werden soll
mit der Abstimmung, ob die Gemein-
de neben den drei bisherigen Veran-
staltungsmöglichkeiten noch zusätz-
lich einen Gemeindesaal für 100 Per-
sonen benötigt. Ausserdem stelle sich
die Frage, ob es Aufgabe der Gemeinde
sei, ein Gasthaus zu führen.

Plankens Vorsteher Rainer Beck hat
zwar mit dem Referendum gerechnet,
kann die Vorgehensweise der FBP aber
dennoch nicht nachvollziehen – zu-
mal die vorgängigen Beschlüsse zum
Projekt einstimmig gefällt wurden.

Herr Beck, Sie haben mit dem Referen-
dum gegen das Gasthausprojekt gerech-
net?
Rainer Beck: Ja, nachdem die FBP-
Gemeinderäte im Rahmen dieses Pro-
jektes bei jedem Traktandum nachge-

fragt haben, ob und wann ein Referen-
dum ergriffen werden kann, konnte
ich damit rechnen.

Der Gemeinderat hat das Bauprojekt
Gemeindesaal mit Gasthaus «nur»
mehrheitlich genehmigt. Die FBP war
sich also nicht einig?
Bis auf den Beschluss zur Projektge-
nehmigung wurden alle vorgängigen
Beschlüsse zu diesem Thema einstim-
mig gefällt. So beispielsweise die Be-
richte der Projektgruppe, die Auf-
tragsvergabe an das Architekturbüro,
die Kreditgenehmigung in der Bud-
getphase und auch die Umzonierung
für den neuen Standort. Dass nun die

Projektgenehmigung mehrheitlich
mit je zwei Stimmen der VU und der
FBP gegen zwei Stimmen der FBP er-
folgte – 1 VU-Gemeinderat war ab-
wesend –, ist im Hinblick auf das an-
gekündigte Referendum nachvoll-
ziehbar. So versucht die FBP bei einer
allfälligen Abstimmung, ungeachtet
des Ausgangs nicht als Verliererin da-
zustehen.

Was bedeutet dies denn nun konkret?
Ist die FBP Planken für oder gegen die-
ses Bauprojekt?
Aufgrund der bisherigen Abstim-
mungsergebnisse im Gemeinderat
könnte man meinen, sie stehe hinter
diesem Projekt. Wenn man nun aber
sieht, dass die FPB Planken bei die-
sem Referendum die treibende Kraft
ist und dass selbst FBP-Gemeinderä-
te, die im Gemeinderat für das Pro-
jekt gestimmt haben, Unterschriften
gegen ihren eigenen Beschluss sam-
meln, habe ich berechtigte Zweifel.
Es macht den Anschein, dass sie offi-
ziell dafür sind, jedoch hintenherum
massiv dagegenarbeiten.

Warum hat die FBP als Mehrheitspartei

im Gemeinderat das Projekt nicht vorher
gestoppt?
Das frage ich mich auch. Offensicht-
lich kann sie mit ihrer Gemeinderats-
mehrheit nicht umgehen. Noch vor
einem Jahr hat sie im Gemeinde-
wahlkampf damit geworben, mehr
Verantwortung übernehmen zu wol-
len. Und nun, bei der ersten grösse-
ren Gelegenheit, verlässt sie der Mut
und sie will, dass das Volk die Verant-
wortung übernehmen soll. Dies ist ei-
ne eklatante Schwächung des Ge-
meinderates. Die FBP macht dadurch
ihren Niveauabsturz öffentlich.

Wie kommt das Referendum bei der Be-
völkerung an?
Ich habe zwischenzeitlich viele Rück-
meldungen von Einwohnerinnen und
Einwohnern erhalten, die das Refe-
rendum nicht unterschrieben haben,
weil sie der Meinung sind, dass nach
vier Informationsveranstaltungen und
einer freiwilligen Umfrage, die übri-
gens sehr deutlich für das Gasthaus-
Projekt ausfiel, das Volk genügend mit-
einbezogen wurde und deshalb eine
weitere Abstimmung überflüssig ist,
zumal das Projekt im Sinne der Um-
frage weiterentwickelt wurde. Viele

stören sich daran, dass durch dieses
Referendum die Projektrealisierung
unnötigerweise um weitere Monate
hinausgeschoben und verzögert wird.

Nun ist das Referendum mit 110 Unter-
schriften dennoch zustande gekommen.
Wie geht es nun weiter?
Der Gemeinderat wird dieses an sei-
ner Sitzung am 24. April prüfen. Für
mich reicht die Begründung, das Volk
soll über das Projekt abstimmen, nicht
aus. Es fehlt eine klare Haltung der

FBP und der Referendumsgruppe, ob
sie den gefällten Gemeinderatsbe-
schluss befürworten oder nicht. Nach
der Prüfung wird der Gemeinderat
voraussichtlich einen Abstimmungs-
termin festlegen, der meiner Meinung
nach noch vor den Sommerferien sein
sollte. Es wird womöglich auch ziel-
führend sein, vor der Abstimmung ei-
nen Informationsabend durchzufüh-
ren. Nach der Abstimmung sehen wir
weiter. Ich hoffe, dass das sorgfältig
und besonnen geplante Bauprojekt
diese weitere Hürde der FBP-Verzö-
gerungs- und Verhinderungstaktik
nehmen wird. Leider erleidet das Pro-
jekt so von vorneherein einen Image-
schaden. Auch kann ich mir vorstel-
len, dass mit diesem Referendum po-
tenzielle Investoren abgeschreckt
werden.

Hofft, dass das sorgfältig und besonnen geplante Bauprojekt diese weitere Hür-
de nimmt: Vorsteher Rainer Beck möchte den Abstimmungstermin noch vor den
Sommerferien durchführen. Bild Archiv

«FBP: Offiziell da-
für – hintenher-
rum dagegen»

«Eine FBP-Verzö-
gerungstaktik»

Rechte Szene ist nach wie vor aktiv
2011 kam es in Liechtenstein zu
keinen registrierten Gewalttaten
mit rechtsextremem oder rassis-
tischem Hintergrund. Trotzdem
gibt es eine aktive rechte Szene
in Liechtenstein, die auch 
weiterhin beobachtet werden
muss.

Von Angela Hüppi

Vaduz. – Bei der Präsentation des
zweiten Monitoringberichts zu
Rechtsextremismus in Liechtenstein
zeigte sich Regierungsrat Hugo Qua-
derer erfreut, dass die Massnahmen
der vergangenen Jahre anscheinend
nicht vergebens waren. Denn 2011
wurden keine rechtsextremistisch
motivierten Gewaltakte registriert.
Die Regierung sei sich aber bewusst,
dass es sich beim Monitoringbericht
lediglich um eine Momentaufnahme
handle. «Wegen einem Jahr ohne Vor-
kommnisse können wir uns noch lan-
ge nicht zurücklehnen», sagte er. Man
wisse, dass es eine rechte Szene in
Liechtenstein gebe, die mal mehr, mal
weniger aktiv sei. Um dieses Problem
in den Griff zu bekommen, müsse
man auch weiterhin hin- statt weg-
schauen.

Szene ist vorsichtiger geworden
Auch Wilfried Marxer, Direktor des
Liechtenstein-Instituts und Projekt-
leiter des Monitoringberichts, freute
sich, dass der diesjährige Bericht
deutlich dünner ausgefallen ist als der
letztjährige. Er verwies allerdings da-

rauf, dass der Bericht nur Ereignisse
erfasse, die an die Öffentlichkeit ge-
langt seien. «Vieles geschieht leider
abseits der Öffentlichkeit und ist so-
mit nicht erfasst», sagte er. 

Gewaltdelikte aus der rechtsextre-
men Szene wurden 2011 zwar keine
registriert. Dennoch hat sich die Sze-
ne öffentlich bemerkbar gemacht, bei-
spielsweise durch Flugblätter für die
sogenannte Europäische Aktion,
Schmierereien oder auch über die In-
ternetseite der «Volkstreuen Jugend
Liechtenstein». Sowohl auf den Flug-
blättern der Europäischen Aktion wie
auch auf der Homepage zeige sich,
dass die Texte und Zielsetzungen rela-
tiv offen gehalten würden, sodass der
Inhalt alleine nicht zu einer Anklage
führen könne, da keine Strafnorm ver-
letzt werde. Bei den Flugblättern kön-
ne man aber beim Impressum anset-
zen. Ist keines vorhanden, verstösst
dies nämlich gegen das Presse- und
Medienrecht. 

Überhaupt scheint es im Trend zu
liegen, dass sich rechtsextreme Grup-
pierungen vom Image des rechten
«Schlägertypen» abgrenzen wollen
und daher eher vorsichtiger auftreten.
So versuchen sie, ihre Ziele in den nor-
malpolitischen Diskurs einzubringen.  

Öffentlichkeit wurde sensibilisiert
Jules Hoch, Vorsitzender der Gewalt-
schutzkommission, führte die Tatsa-
che, dass im vergangenen Jahr keine
Gewaltdelikte mit rechtsextremem
oder rassistischem Hintergrund regis-
triert wurden, auf die zahlreichen
Massnahmen der letzten Jahre zu-

rück. So wurde die Öffentlichkeit
durch Informationsveranstaltungen,
einem Internetauftritt oder auch der
Kampagne «Gemeinsam Gesicht zei-
gen» für das Thema sensibilisiert. Die-
ses Engagement sei auch international
anerkannt worden. 

Hoch stellte aber klar: «Trotzdem
gibt es eine rechte Szene in Liechten-
stein.» Und fügte hinzu: «Es sollte uns
nachdenklich stimmen, dass eine gan-
ze Reihe Jugendlicher sich in dieser
Szene ideologisch zu Hause zu fühlen
scheint», sagte Hoch. Daher werde
sich die Gewaltschutzkommission
auch in Zukunft dem Schwerpunkt

rechte Gewalt widmen, auch wenn
man natürlich hoffe, dass die momen-
tane Entwicklung zu weniger Gewalt
beibehalten werden könne. 

Für eine offene Gesellschaft
Der Monitoringbericht 2011 ist be-
reits der zweite Bericht dieser Art. Er
ist eine Sammlung aller Vorkommnis-
se und Massnahmen im Zusammen-
hang mit Rechtsextremismus inner-
halb eines Jahres und kommt einer
Empfehlung des UNO-Ausschusses
für die Beseitigung der Rassendiskri-
minierung (CERD) nach. Innenminis-
ter Hugo Quaderer stellte klar, dass

die Regierung rechte Gewalt entschie-
den ablehnt und sich für eine offene
und tolerante Gesellschaft einsetze,
die auf gegenseitigem Respekt basie-
re. Dies gelte im Übrigen auch hin-
sichtlich der Diskussion über die Ini-
tiative «Ja – Damit deine Stimme
zählt». «Ich appelliere an die Vernunft
und Fairness der Bürger. In diesem
Land sollen die Menschen unter-
schiedliche Ansichten haben dürfen,
und andere Meinungen müssen res-
pektiert werden», so Quaderer. Er
wünsche sich daher eine sachliche
Diskussion, die ohne Diffamierung
der politischen Gegner auskomme.  

Informierten über die rechte Szene in Liechtenstein: Jules Hoch, Hugo Quaderer und Wilfried Marxer (v. l.). Bild Elma Korac


